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Im Verlage der Hof-Buchdruderei von W. Decker K Comp. Redakteur: G. Müller. 


Donnerſtag den 13. Juli. 


In lan d. 


Berlin den 10. Juli. Se. Majeſtät der König 
haben Allergnädigſt geruht: An der Stelle des ver! 
ſtorbenen Konſuls, Kaufmanns Lorentz Lord au 
Drontheim, den Kaufmann Arrild Huit feld 
ebendaſelbſt zu Allerhöchſtihrem Konſul für Dront⸗ 
heim und die benachbarten Norwegiſchen Häfen nord⸗ 
wärts von der Gränze des Stiftamts Bergen zu 
ernennen. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz Poſen, von 
Beurmann, iſt von Poſen, und Se. Excellenz 
der Kaiſerlich Ruſſiſche General⸗Lieutenant Bo lgo= 
wski, von Warſchau hier angekommen. — Der 
Fürſt Felix Lichnowski und der Königl. Schwe⸗ 
diſche Civil⸗Gouverneur in Norwegen, B lom, ſind 
nach Dresden abgereiſt. 


Das neueſte Stück der Geſetz⸗ Sammlung 
bringt die Verordnung, enthaltend die in Folge der Ver⸗ 
ordnung vom 23, Februar 1813. nothwendigen Ergän⸗ 
zungen der die Preſſe und Eenfur betreffenden Vor⸗ 
ſchriften. . 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 

König von Preußen 2c. 2c. 5 
Nachdem Unfer Staats⸗Miniſterium Uns vorgetra⸗ 
gen hat, daß, da ein großer Theil derjenigen Befugniſſe 
welche bis jetzt den dem Cenfurweren vorgeſetzten Mini⸗ 
ſtern zuſtanden, auf das nach Unſerer Verordnung vom 
23. Februar d. J. zu errichtende Ober-Cenſurgericht 
übergegangen, daſſelbe aber an die früher von den Ver⸗ 
waltungs⸗ Behörden ertheilten Vorſchriften nicht gebun⸗ 
den iſt, ſondern nur nach Geſetzen zu entſcheiden hat, 
das Bedürfniß obmaltet, mehreren dieſer Beſtimmungen, 
welche feinen Wirkungskreis berühren, und deren Auſ⸗ 
rechterhaltung nothig it, for weit es noch nicht geſche⸗ 
hen, Geſetzenkraft zu verleihen, ſo wie dem Miniſter des 
Innern in Bezug auf die Ausübung mehrere Befugniffe, 
welche nach der gedachten Verordnung von den bisheri⸗ 
gen Cenfur⸗Miniſtern auf ihn allein übergegangen find, 
einen geſetzlichen Anhalt zu geben, und daß es hierbei 
möglich iſt, der Geſetzgebung über die Preſſe größere 
Klarheit und Sicherheit und den Schriſtſtellern und 


Verlegern Erleichterung zu gewähren, verordnen Wir 
Fi den Antrag Unſeres Staats ⸗Miniſteriums was 
olgt: . 

§. 1, Bei Ertheilung oder Verweigerung der Druck⸗ 

Erlaubniß haben die Cenforen, außer der von Uns ge⸗ 

nehmigten Cenſur⸗Inſtruktion vom 31. Januar 1843. 

und den künftig etwa nach dem Vorbehalt im F. 13. der 

Verordnung vom 23. Februar d. J. von Uns zu erlaſ⸗ 

ſenden ſpeziellen Anweſſungen, von den bis jetzt gültig 

geweſenen Vorſchriſten nur noch die nachſtehenden zu 

Masten. 4 

1) Ankündigungen verbotener Schriften, fo wie ſolche 
Auszüge aus dergleichen Schriften, welche dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, eine Verbreitung des verbotenen In⸗ 
halts derſelben zu befördern, ingleichen Schriſten, 
welche vom Cenſor als Nachdruck erkannt, und An⸗ 
kündigungen, in welchen Nachdrücke angezeigt wer⸗ 
den, dürfen nicht gedruckt werden. 

2) Berichte und Nachrichten über Verhandlungen deut⸗ 
ſcher Stände ⸗Verſammlungen ſollen nur aus den 
offentlichen Blättern und den zur Oeffentlichkeit 
beſtimmten Akten des betreffenden Bundesſtaats in 
Zeitungen und Zeitſchriften aufgenommen werden. 
Die Redakteure der öffentlichen Blätter ſind daher 
ſchuldig, dem Cenſor auf ſein Verlangen jederzeit 
die Quelle anzugeben, aus welcher fie ſolche Be⸗ 
richte und Nachrichten geſchöpft haben. 

3) Nachrichten über den Gang der Verhandlungen der 
preußiſchen ſtändiſchen Verſammlungen dürſen wäh⸗ 
rend der Dauer der letzteren nur übereinſtimmend 
mit den von dieſen ſelbſt für die Zeitungen gefer⸗ 
tigten Landtagsberichten oder nach den von der Ne⸗ 
gierung veröffentlichten amtlichen Mittheilungen in 
die öffentlichen Blätter übernommen werden. Eben 
ſo ſind in dieſen Blättern Petitionen oder ſonſtige 
Schriften, welche an die Landtage gerichtet werden, 

nur inſoweit zum Druck zuzulaſſen, als fie durch 
die gedachten Landtagsberichte oder amtliche Mit⸗ 

theilungen veröffentlicht werden. BE 4 1 

Werden Zeitungsartikel zur Cenſur vorgelegt, im 

welchem Königliche Befehle oder amtliche Verfü⸗ 

gungen Beſchlüſſe oder ſonſtige Aktenſtücke inländi⸗ 
ſcher Staatsbehörden ganz oder auszugsweiſe mit⸗ 
getheilt werden, und hat der Cenſor Grund zum 
Zweifel über die Beſugniß zur Veröffentlichung, fo 
iſt die Druck⸗Erlaubniß erſt daun zu ertheilen, 
wenn die Genehmigung der betreffenden Behörde 
nachgewieſen worden iſt. In jedem Falle dürfen 
dergleichen Artikel in eine Zeitung nur dann aufge⸗ 
nommen werden, wenn ſie entweder einer anderen 
sg inlandiſchen Schrift entlehnt worden, in welchem 
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Falle der Redakteur dann die Quelle anzugeben 

hat, oder wenn ihm der Einſender bekannt iſt. 

Auch iſt er verpflichtet, letzteren dem Cenſor auf 

deſſen Verlangen namhaft zu machen. 

5) Daß in Folge der Cenſur Aenderungen irgend ei⸗ 
ner Schrift vorgenommen worden ſind, darf im Ab⸗ 
druck weder durch Cenſurlücken noch auf andere 
Weiſe angedeutet, noch auch beſonders angezeigt 
werden. 
§. 2. Schriften, welche auf Anordnung einer Staats⸗ 

Behörde im Bereich oder für den Zweck ihrer amtlichen 

Wirkſamkeit gedruckt werden, bedürfen der Genehmi⸗ 

gung des Cenſors nicht. Daſſelbe gilt von Druckſachen, 

welche unter der Autorität der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften und der inländiſchen Univerſitäten erſcheinen. 

§. 3. Militairiſche Werke und Abhandlungen dürfen 
nur dann die Druck⸗Erlaubniß erhalten, wenn ſie zuvor 
den durch die Ordre vom 24. November 1823. beſtimm⸗ 
ten Militair⸗Perſonen vorgelegt worden find und dieſe 

8 den Abdruck nichts erinnert haben. 

. 4. 
ſtab 2500 00 oder ein noch größerer iſt, müſſen, infofern 
ſie die Darftellung von Feſtungen oder befeftigten Städ⸗ 
ten enthalten, vor der Herausgabe der nach der Ordre 
vom 24. November 1823. zu ernennenden Militair⸗Per⸗ 
ſon zur Genehmigung vorgelegt werden. Pläne von in⸗ 
ländiſchen Feſtungen und ihrer Umgebung aber dürfen, 
ohne Unterſchied des Maßſtabes, nur nach eingeholter 
Genehmigung des General⸗Inſpekteurs der Feſtungen 
und des Chefs des Generalſtabes der Armee herausge⸗ 
geben werden. Ob die Landkarte oder der Plan ſich 
allein, oder ob er als Theil oder Beilage einer Schrift 
herausgegeben wird, macht hierbei keinen Unterſchied. 
Bei den nach Vorſtehendem der Genehmigung bedür⸗ 
fenden Karten und Plänen find folgende Regeln zu 
beachten. g 

1) Von allen Zeitungen oder befeftigten Städten darf 
ſich die Darſtellung des von der Beſeſtigung um⸗ 
ſchloſſenen Raumes nur bis einſchließlich innerhalb 
des Hauptwalls längs deſſen Fußes belegenen Wall⸗ 
ſtraße oder — in Ermangelung einer ſolchen Straße 
— bis zum innern Wallſuße ſelbſt erſtrecken. 

2) Alle und jede Befeſtigung, ſie beſtehe aus zuſam⸗ 
menhängenden Linien oder einzelnen detachirten Fe⸗ 
ſtungswerken, darf in keinerlei Art in die Karte 
oder den Plan aufgenommen, mithin auch nicht die 
äußere Kontur oder der Fuß des Glacis darin ver⸗ 
zeichnet werden. 

3) Die im Nayon der Feſtung belegenen Ortſchaften, 
Mühlen, Krüge, Gebäude und Gehöfte jeder Art, 
imgleichen die Flüſſe und Gewäſſer, die Landſtraßen, 
Wege und Brücken dürfen zwar vollſtändig in die 
Ei oder den Plan eingetragen werden, dagegen 
mu 

4) Alles, was die nähere Terrain⸗Beſchaffenheit erken⸗ 
nen läßt, alſo die Einzeichnung des Terrains die 
Bezeichnung der Höhen und Tieſen, Wieſen, Süm⸗ 
pfe, Geſträuche und Wälder innerhalb des Flächen⸗ 
raumes zwiſchen dem Glacis und dem äußerſten 
dritten Feſtungs⸗Nayon von 1800 Schritten (Regu⸗ 
lativ vom 10. September 1828.) aus der Karte oder 
dem Plaue weggelaſſen werden. 

Alle übrigen Vorſchriſten über die Cenſur der Karten 
und Pläne werden hiermit aufgehoben. 

8. Iſt eine cenſurpflichtige Schrift ganz oder 
theilweife ohne Genehmigung der Cenſur gedruckt wor⸗ 
den fo hat die Polizei- Behörde ſämmtliche zum Debit 
oder ſonſt zur Verbreitung noch vorhandenen Exemplare 
in Deſchlag zu nehmen, und fofern nicht etwa die Vor⸗ 
ſchrift des §. 7. Anwendung findet, ein Eremplar der 
Schrift zur Eenfur einzureichen. Wird bierbei nachträg⸗ 
lich die Druckerlaubniß ertheilt, ſo iſt die Beſchlagnahme 
aufzuheben 8 die begangene Eenfur-Eontravention 
zu ahnden — 8, 5. der Verordnung vom 23. Februar 
1843. — Wird essen der Druck für unſtatthaft er⸗ 
klärt, ſo iſt außerdem auch die Vernichtung der in Be⸗ 
ſchlag ec gc ere der Schrift zu veranlaſſen. 

F. 6. Schriften, welche im Art. IX. der Verordnung 
vom 18. Oktober 1819, gedachten Form oder der nach 
Art. XI. daſelbſt und nach der Ordre vom 19. Februar 
1834, erforderlichen Debits⸗Erlaubniß entbehren, find 


Karten des preußiſchen Staats, deren Maß⸗ 


überall, wo ſie zum Debit oder ſonſt zur Verbreitung 
noch vorräthig oder öffentlich ausgelegt gefunden werden, 
polizeilich in Beſchlag zu nehmen und zu vernichten. 
7. Enthält eine Schrift Aeußerungen, durch wel⸗ 
che ein von Amts wegen zu rügendes Verbrechen verübt 
wird, ſo iſt die Polizei⸗Behörde verpflichtet, alle zum 
Debit oder ſonſt zur Verbreitung noch vorräthigen Exem⸗ 


plare in Beſchlag zu nehmen und hiervon demjenigen 
inländiſchen Gericht, welchem die Unterſuchung jenes 


Verbrechens zuſteht, zur weiteren Entſcheidung auch dar⸗ 
über, ob die Conſiskation der Schrift erfolgen, oder die 
Beſchlagnahme wieder aufgehoben werden ſoll, Anzeige 
zu machen. Iſt die Schrift im ausländiſchen Verlage 
erſchienen und keine derjenigen Perſonen, welche wegen 
deren Abfaſſung oder Verbreitung geſetzlich ſtrafbar find, 
einem inländiſchen Gerichte unterworfen, fo ift ihre Be⸗ 
ſchlagnahme dem Orts⸗Cenſurgerichte anzuzeigen, welches 
alsdann darüber zu entſcheiden hat, ob der Debit der 
Schriſt im Inlande zu verbieten und die Vernichtung 
der in Beſchlag genommenen Exemplare anzuordnen iſt, 
oder ob die letzteren wieder freizugeben find. 

§. 8. Schriſten, welche ſolche Verletzungen der Ehre 
enthalten, die geſetzlich nur auf den Antrag des Verletz⸗ 
ten geahndet werden, find nur auf Nequiſition des 


Gerichts, dem die Beſtrafung gebührt, in Beſchlag zu 


nehmen. 

§. 9. Die Verbreitung folder Schriften, welche nicht 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen — 88. 5 — 8 zu 
unterdrücken ſind, kann nur dann, wenn ihr Inhalt für 
das gemeine Wohl gefährlich iſt, und zwar durch ein 
vom Ober⸗Cenſurgerichte angeordnetes Debits- Verbot, 
und, bis von demſelben hierüber erkannt iſt, nur einſt⸗ 
weilen durch die Polizei nach näherer Vorſchrift des 
8. 7. der Verordnung vom 23. Februar 1843, verhindert 
werden. 

F. 10. Dem Ermeſſen des Ober⸗Cenſurgerichts bleibt 
es überlaſſen, zu beſtimmen, ob das Debits⸗Verbot ſich 
auf die ganze Schrift oder nur auf einzelne Theile, 
Bogen oder Blätter derſelben erſtrecken ſoll. Auch kann 


daſfelbe den Umſtänden nach blos das öffentliche Ausle⸗ 
gen einer Schrift oder deren Aufnahme in Leih⸗Biblio⸗ 


theken, öffentliche Leſezirkel oder Leſekabinetle verbieten. 
Ein unbeſchränktes Verbot bezieht ſich zugleich auf alle 
dieſe Arten der Verbreitung. 
F. II. Jede richterlich ausgeſprochene Conſiskation 
einer Schrift, und jedes von dem Ober⸗Cenſurgerichte 
ausgeſprochene Debit: Verbot iſt den betreffenden Ge⸗ 
werbtreibenden durch beſondere Benachrichtigung bekannt 
zu machen. 5 
§. 12. Wird eine Schrift inländiſchen Verlags von 
dem Ober⸗Cenſurgericht verboten oder durch gerichtliches 
Urtel die Conſiskation derſelben ausgeſprochen, ſo ſind 
die zum Debit oder ſonſt zur Verbreitung noch vorhan⸗ 
denen Exemplare oder verbotenen Theile derſelben zu 
vernichten. Ergeht gegen eine Schrift auswärtigen Ver⸗ 
lags ein ſolches Verbot oder Confiskations⸗Urtel, fo hat 
derjenige, welcher im Inlande noch Exemplare zum Des 


bit beſitzt, dieſen Debit unverzüglich einzuſtellen und jene 


Exemplare binnen drei Tagen ins Ausland zurückzuſen⸗ 
den. Unterläßt er Eins oder das Andere, ſo unterliegen 
die in feinem Beſitze vorgefundenen Exemplare der De: 
ſchlagnahme und Vernichtung. Daſſelbe gilt von den 
ſpäterhin zur Verbreitung aus dem Auslande eingehen: 
den Exemplaren. : i 

F. 13. Iſt in Folge eines vom Ober Cenſurgericht 
nach §. 9. erlaſſenen Debits⸗Verbots eine mit inländi⸗ 
ſcher Cenſur gedruckte Schrift ganz oder theilweiſe um 
terdrückt worden, ſo iſt der Staat zur Entſchädigung 
der Betheiligten verpflichtet. Der §. 3. der Ordre vom 
28. Dezember 1824. wird hiernach aufgehoben. Der 


Staatskaſſe bleibt indeß der Negreß gegen nachläſſige 


und pflichtwidrige Cenſoren vorbehalten. Wird eine im 


Inlande erſchienene cenfurfreie Schrift vom Ober-Eens | 


furgericht verboten, fo hat daſſelbe zugleich darüber zu 
erkennen, ob dem Betheiligten ein Anſpruch auf Enk 
ſchädigung gebühre. Letzteres ift nur dann anzunehmen, 
wenn die beſonderen Umſtände des Falls ergeben, daß 
der Betheiligte die aus der Schrift dem gemeinen Woh 


drohende Gefahr nicht vorherſehen konnte. — Die Ent 


ſchädigung üher den 


Betrag der Entſchädigung ſteht den 
ordentlichen Gerichten zu. 9 Der See Gewinn iſt 


N 
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jedoch bei Feſtſtellung des Schadens nicht in Anſchlag 
zu bringen. 

§. 14. Hinſichtlich der Beſtrafung der Contraventio⸗ 
nen gegen die Cenſur⸗ und Preßgeſetze bleibt es bei den 
im Arkikel XVI. der Verordnung vom 18. Oktober 
1819, im §. 4. und 5. der Ordre dom 6. Auguſt 1837. 
und in der Ordre vom 4. Oktober 1832. enthaltenen 
Vorſchriften. Jedoch fallen künftig in Bezug auf Ge⸗ 
werbetreibende diejenigen beſonderen Strafen weg, wel⸗ 
che Artikel XVI. zu 5. der Verordnung vom 18. Ok⸗ 
tober 1819. bei zum drittenmale begangenen Contraven⸗ 
tionen außer dem Verluſte des Gewerbes feſtſetzt. 


$. 15. Die Konzeſſtonen für Zeitungen find vom 
Miniſter des Innern zu ertheilen. — F. 8. der Verord⸗ 
nung vom 23. Februar 1843. — Das durch eine ſolche 
Konzeſſion gewährte Necht darf nur von dem Konzeſſto⸗ 
nirten ſelbſt und nur an demjenigen Orte ausgeüht wer⸗ 
den, für welchen die Konzeſſton ertheilt iſt. Bei der 
Ausübung iſt derſelbe zwar befugt, zur Nedaktion auch 
der Hülſe Anderer ſich zu bedienen. Er bleibt jedoch 
ſtets für die Nedaktſon allein verantwortlich und iſt 
deshalb auch in Gemäßheit des Artikels IX. der Ver⸗ 
ordnung vom 18. Oktober 1819. auf der Zeitung als 
Redakteur zu bezeichnen. Eine Ausnahme von dieſer 
letzten Regel findet nur in Bezug auf ſolche konzeſſio⸗ 
nirte Zeitungen ſtatt, bei welchen außer dem Konzeſſio⸗ 
nirten ein beſonderer Nedakteur von der Behörde ge⸗ 


nehmigt und auf dem Blatte benannt worden iſt. Ar⸗ 


tikel oder Inſerate einer Zeitung, welche mit dem Namen 
des Verfaſſers unterzeichnet find, können von dieſem 
zur Cenſur vorgelegt, auch von ihm die Beſchwerden 


wegen der denſelben verweigerten Druck Erlaubniß ge⸗ 


führt werden; in allen andern Fällen iſt hierzu nur der 
Inhaber der Zeitungs⸗Konzeſſion berechtigt. 

§. 16. Beruht die Herausgabe einer Zeitung auf 
einem Privilegium, ſo finden auf deſſen Inhaber dieſel⸗ 
ben Vorſchriften Anwendung, welche vorſtehend ($. 15.) 
in Bezug auf den Inhaber einer Zeitungs - Konzeffion 
ertheilt find. Eine Ausnahme von dieſer Negel tritt 
alsdann ein, wenn das Privilegium einer Perſon zu⸗ 
ſteht, die nach den Geſetzen über ihr Vermögen ſelbſt⸗ 
ſtändig zu verfügen nicht beſugt iſt. In dieſem Falle 
haben diejenigen, welche zur Vertretung des Privilegir⸗ 
ten geſetzlich berufen ſind, einen verantwortlichen Ne⸗ 
dakteur in Vorſchlag zu bringen, deſſen Beſtätigung dem 
Miniſter des Innern vorbehalten bleibt, Ein ſolcher 
Redakteur hat zwar die Folgen feiner Handlungen ſelbſt 
zu vertreten, doch iſt für die von ihm verwirkten Geld⸗ 
ſtrafen der Inhaber des Zeitungs-Privilegiums mit ſei⸗ 
nem Vermögen ſubſidiariſch verhaftet. Denjenigen, wel⸗ 


che hiernach einen verantwortlichen Redakteur zu beſtel⸗ 


len haben, und dieſem Erforderniß nicht oder doch nicht 
in der vorſtehend bezeichneten Weiſe genügen, iſt, bis ſie 
ſolches thun, die Herausgabe des Blattes von dem Mi- 
niſterium des Innern zu unterſagen. 

$. 17. In Fällen, wo geſetzlich der Verluſt der Kon⸗ 
des Privilegiums zur Herausgabe einer Zei⸗ 
tung nur wegen Mißbrauchs (Art. XVII. der Verord⸗ 
nung vom 18. Oktober 1819. und reſp. 72ſte Einl. zum 
Allg. Landrecht) eintritt, gebührt die Entſcheidung dem 
Ober⸗Cenſurgericht (F. 11. der Verordnung vom 23. Fe⸗ 
bruar 1843), Für einen ſolchen Mißbrauch iſt es zu 
achten, wenn der Inhaber der Konzeffion oder des Pri⸗ 
vilegiums die Cenſur umgeht oder zu umgehen ſucht, 
oder wenn fein Verfahren dem Cenſor gegenüber das 
beharrliche Beſtreben deutlich zu erkennen giebt, für ver⸗ 
brecheriſche oder ſonſt offenbar geſetzwidrige Artikel die 
Druck⸗Erlaubniß zu erreichen. Die Entziehung der Kon⸗ 
zeſſion oder des Privilegiums ſoll jedoch nicht ſchon 
beim erſten Falle eines Mißbrauchs ausgeſprochen wer⸗ 
den, vielmehr in dieſem Falle nur eine ſchriftliche War⸗ 
nung verfügt, in Wiederholungsfällen auf eine Geldbuße 
von 50 bis 100 Thalern, und wenn dieſe Mittel frucht- 
los geblieben find — alſo früheſtens im dritten Falle — 
auf den Verluſt der Konzeffion oder des Privilegiums 
erkannt werden. 5 
F. 18. If für eine privilegirte Zeitung nach §. 17. 
ein verantwortlicher Redakteur beſtellt, ſo hat das Ober⸗ 
Cenſurgericht, ftatt des Verluſtes des Privilegiums, auf 
Entfernung des Nedakteurs zu erkennen. Ein auf dieſe 


Weiſe entfernter Redakteur darf binnen ün u bei 
der Redaktion keiner anderen inländischen W 
Zeitſchrift Baal as 

. a es im Intereſſe des Publikums lie 
in einzelnen beſonders ed dazu 1 
Fällen die in den öffentlichen Blättern unrichtig vorge⸗ 
tragenen Thatſachen und Darſtellungen berichtigt wer⸗ 
den, ſo iſt der Herausgeber einer Zeitung, gleichviel ob 
fein Recht auf einer Konzeſſton oder auf einem Privile⸗ 
gium beruht, wenn ein in der Zeitung aufgenommener 
Artikel einer Staats⸗Behörde Anlaß giebt, eine Entgeg⸗ 
nung oder eine Berichtigung deſſelben zu veröffentlichen 
verpflichtet, auf Verlangen der Behörde jene Entgeg⸗ 
nung oder Berichtigung, ohne derſelben etwas hinzuzu⸗ 
ſetzen oder daraus fortzulaſſen, und zwar in das nächſte 
Nee a und in dieſelbe Abtheilung 
„in welcher jene i = 
h ch jener Artikel befand, aufzu⸗ 
. 20. Vorſtehende Beſtimmungen — 15-19 — 
finden aud auf Zeitſchriften Auen "eye ar 
ſchriſten werden jedoch hier nur ſolche Schriften ver⸗ 
ſtanden, welche täglich oder in anderen beſtimmten Zeit⸗ 
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Berlin den 9. Juli. Die heut hier eingegan⸗ 
gene Düffeldorfer Zeitung theilt den weiteren 
Verlauf der Sitzung des Landtages vom 23. Juni 
mit. Zu weitläuftigen Verhandlungen führte der 
Antrag eines Abgeordneten der Ritterſchaft: „Daß 
es dem Landtage gefallen möge, Sr. Majeſtät dem 
Könige feine Beſorgniß über den Theil des Aller⸗ 
höchſten Beſcheides auf die Poſener ſtändiſche Adreſſe 
auszudrücken, welcher eine Stundung des verfaf- 
ſungsmäßigen Zuſammenberufens der Stände in 
Ausſicht ſtelle, und daß der Landtag weiter Se. 
Majeſtät den König allerunterthänigſt bitte, dieſe 
Beſorgniß dadurch Allergnädigſt zerſtreuen zu wol⸗ 
wollen, daß Allerhöchſtdieſelben ſich geneigt erklären, 
Preußens Einfluß in Deutſchland geltend zu ma⸗ 
chen, damit in der Errichtung eines oberſten Bun⸗ 
desgerichtes die Sicherheit des Deutſchen Rechtszu⸗ 
ſtandes thätlich begründet werde. Von dem Herrn 
Landtags-Marſchall wurde die Frage formulirt 
„Beſchließt die Verſammlung, Seiner 
Majeſtät dem Könige Beforgniffe in der 
fraglichen Angelegenheit auszudrücken?“ 
Dieſe Frage wird mit 69 Stimmen gegen 
4 Stimmen verneint. 

Die zweite Frage: „Soll Se. Majeſtät 
der König gebeten werden, auf Errich⸗ 
tung eines Bundesgerichts hinwirken zu 


” 
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wollen?“ wird mit 40 Stimmen gegen 30 
abgelehnt. 

Man ſpricht in Berlin viel von einer Umgeſtal⸗ 
tung des Staatsraths, und ſchreibt die Idee Sr. 
Majeſtät dem Könige zu, dem man gern alles un⸗ 
terlegt, worin man einen Fortſchritt und Maßregeln 
erkennt, welche zum Glück der Nation und beſon⸗ 
ders zu einem feſtbegründeten Rechtszuſtand führen. 
Der Staatsrath, wie er jetzt organiſirt iſt, wird 
ſtets — vielleicht bis auf einige Stimmen, dieſelben 
Beſchlüſſe faſſen, wie das Staats⸗Miniſterium ſol⸗ 
che entworfen; deshalb ſoll jetzt der Staatsrath un⸗ 
abhängig in ſeinen Mitgliedern gemacht werden, und 
nur aus ſolchen Männern beſtehen, 
anderweitigen Funktionen haben, unabſetzbar ſind 
und als letzte Inſtanz alles Adminiſtrative berathen; 
daß die Miniſter bei einer ſolchen Organiſation nicht 
Mitglieder ſeyn würden, verſteht ſich von ſelbſt. Be⸗ 
ſonders ſoll die Ausarbeitung einer, der Städteord⸗ 
nung ähnlichen, Land⸗Ordnung bereits als hohes 
Bedürfniß gefühlt werden, indem das Miniſterium 
des Innern z. B. unter der Laſt und der Menge der 
Arbeiten erdrückt wird und die Anzahl ſeiner Be⸗ 
amten nicht hinreichen kann, alles Laufende zu be⸗ 


arbeiten; das Jahr ſoll circa 64,000 Nummern 


abgemachter Sachen zählen! Der Fürſt Staatskanz⸗ 
ler fand in ſeinen letzten Lebensjahren ſchon die Noth⸗ 
wendigkeit vorhanden, die Arbeiten der verſchiede⸗ 
nen Miniſterien zu vereinfachen, und damals ſoll das 
Kultusminiſterium doch nicht mehr als circa 18000 
Nummern jährlich gezählt haben. 

Düffeldorf den 23. Juni. In der ſechs⸗ 
undzwanzigſten Plenar⸗Sitzung veranlaßte 


der Herr Landtags⸗Marſchall den Vortrag des Be⸗ 


richts des 7ten Ausſchuſſes über den Antrag eines 
Abgeordneten der Ritterſchaft, „die Dotation der 
Rheiniſchen Bisthümer“ betreffend. Nach der Be⸗ 
ſchlufnahme der Majorität trägt der 7. Ausſchuß 
bei einer hohen Ständeverſammlung darauf an: 
daß es dem Landtage gefallen wolle, Se. Maje⸗ 
ſtät den König zu bitten, die Dotation der Rhei⸗ 
niſchen Diözeſan⸗Würden nach Maßgabe der 
Bulle de salute animarum nunmehr Allergnä⸗ 
digſt bewirken zu wollen. 


Die Anwefenheit: der Rheiniſchen Provinzial⸗ 


fände hat einen Verein ins Leben gerufen, welcher 


dem Geſammt⸗ Vaterlande der Deutſchen Nation 


ein hoh 


8 Intereſſe einzuflößen geeignet iſt. Unter 
men eines Vereins für Deutſche Auswan⸗ 

it ſic nach den Beſtimmungen des Rheini⸗ 
ſchen Han dels⸗Geſetzbuchs, eine anonyme Geſell⸗ 
welche iu Actien von 100 Rthlrn. 
| al zuſammengelegt, womit fie 
im Vertrauen auf den 50 us und Beiſtand der ho⸗ 
ar Souberaine Deutſcher Nation, 3 Nach⸗ 


welche keine 


richten über die Länder, welche bisher das Ziel Deut⸗ 
ſcher Auswanderer waren, wie über diejenigen, wo⸗ 
hin dieſe künftig zu lenken ſeyn möchten, einzuziehen, 
danach die vom irrigen Wahne getriebenen Einwoh⸗ 
ner unſeres Vaterlandes durch Hülfs⸗Vereine in 
den verſchiedenen Ländern, worin für das Unterneh⸗ 
men Anerkennung und Theilnahme zu hoffen iſt, zu 
belehren und fle den Täuſchungen überſpannter Er⸗ 
wartungen zu entziehen; diejenigen dagegen, wel⸗ 
che unabänderlich in fremden Ländern ein neues Le⸗ 
ben zu beginnen entſchloſſen ſind, vor dem trauri⸗ 
gen Looſe zu bewahren, wucherlichen Intereſſen an⸗ 
heimzufallen, ihnen vielmehr durch geeignete Agen⸗ 
turen überall die Wege möglichſt zu ſichern, und 
durch Land- Mebertragungen ein Unterkommen zu 
bereiten, welches für die Folge in neuen Verbin⸗ 
dungen fremder Länder mit dem Deutſchen Vater⸗ 
lande für dieſes, wie für ſeine verlorenen Söhne 
ſegensreich zu werden verſpricht. Nachdem die Idee 
kaum ins Leben getreten, ſich in einem vereinbaren 
Statut verkörpert hat, ſind ſehr viele und bedeu⸗ 
tende Einzeichnungen von edlen Männern aller 
Stände erfolgt, und iſt ein Comité erwählt worden, 
welches die Vermehrung der Theilnahme, die Vor⸗ 
bereitung der Staats-Genehmigung nach erlangter 
hinreichender Deckung des Geſellſchafts - Kapitals 
und die Berufung der konſtituirenden General⸗Ver⸗ 
ſammlung veranlaſſen ſoll. 


Aus lan d. 


Deutſchland. 

Regensburg den 3. Juli. (R. Z.) Sicherem 
Vernehmen nach hat unſer Magiſtrat, um den nach⸗ 
theiligen Folgen des Wuchers vorzubeugen, beſchloſ⸗ 
fen, aus ſtädtiſchen Mitteln in einer mit Getreide⸗ 
Vorräthen reich geſegneten Gegend eine bedeutende 
Quantität Korn (wie es heißt, vorläufig gegen 
1000 Scheffel) anzukaufen. Die hieſige Dampf⸗ 
ſchifffahrts⸗Geſellſchaft erklärte ſich mit rühmens⸗ 
werther Uneigennützigkeit bereit, dieſes Korn gegen 
ſehr mäßigen Erſatz auf ihren Böten hierher zu 
bringen. 

Frankreich. 

Paris den 6. Juli. Der Prinz von Joinville 
iſt geſtern mit ſeiner Gemahlin glücklich und im beſten 
Wohlſeyn in Neuilly angelangt. Der Herzog von 
Aumale kam vorgeſtern von dort in Paris an und 
empfing hier die Glückwünſche einer großen Anzahl 
von Generalen wegen ſeines rühmlichen Feldzuges 
in Algier. Der Herzog von Nemours geht am Sten 
d. M. nach dem Lager in der Bretagne B 

Fast alle Pariſer Journale haben die Sache Es⸗ 
partero's verlaſſen. Der Courier greift ihn an, 
der Conſtitutionnel ſpricht nicht mehr von ihm, 
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der National verhüllt ſeine Sympathieen für den 

Regenten, nur der Globe wagt es noch, Partei 
für ihn zu nehmen. Man hatte indeß ziemlich große 
Opfer gebracht, um die Pariſer Preſſe günſtig für 
Eſpartero zu ſtimmen und gewiſſe Federn, denen 
dies Geſchäft Vortheil brachte, haben ihn tapfer ver⸗ 
theidigt. Heut zu Tage iſt dies nicht mehr möglich 
und Eſpartero iſt von aller Welt verlaſſen. An 
dem kleinen Hofe der Königin Chriſtine herrſcht eine 
ſehr große Bewegung, und täglich werden neue Per⸗ 
ſonen von dort nach Spanien abgeſendet. Der Ge⸗ 
neral Narvaez, welcher bereits in Valencia ange- 
kommen iſt, hat die Reihe der von Paris nach Spa⸗ 
nien abgegangenen Offiziere eröffnet; er ſchiffte ſich 
in Port- Vendres auf einem zu feinen Dispoſttion 
geſtellten Franzöſiſchen Dampfboote ein, und man 
behauptet ſogar, daſſelbe habe 7000 Flinten am 
Bord gehabt. Man ſpricht mehr als jemals von 
einer Truppenbewegung nach der Spaniſchen Grenze, 
und zwar ſollen, wie es heißt, 3 Kavallerie und 
5 Infanterie-Negimenter die Armee der Oſt⸗Py⸗ 
renäen verſtärken. 

Die Engliſche Regierung hat ihren Botſchafter 
in Madrid, Herrn Aſton, abberufen, und Herrn 
Bulwer, erſten Legations-Sekretair bei der Engli⸗ 
ſchen Geſandtſchaft in Paris, zu ſeinem Nachfolger 
ernannt. Herr Bulwer iſt ein feiner, gewandter 
Mann, der hier bereits mehrmals als Geſchäftsträ⸗ 
ger fungirt hat. Als neuer Geſandter wird er we⸗ 
niger unpopulair in Spanien ſeyn, als Herr Aſton, 
deſſen Stellung in Spanien ſehr delikat und ſehr 
ſchwierig geworden war. Von Seiten Frankreichs 
befindet ſich nur ein ganz junger Mann, der Her⸗ 
zog von Glücksburg, in Madrid; es iſt zu glauben, 
daß man nicht eher einen anderen Gefandten dort⸗ 
hin ſenden wird, als bis die Angelegenheiten in 8 
nien eine entſcheidende Wendung nehmen. 

Man hält es jetzt nicht mehr für zweifelhaft, daß, 
obſchon der Name der Königin Chriſtine noch bei 
keinem der Pronunciamientos in Spanien ausge⸗ 
ſprochen worden, die ehemalige Regentin doch viele 
Anhänger unter den Inſurgenten zähle und von den 
Ereigniſſen, die dort im Gange ſind, guten Erfolg 
für ihre Sache erwarte. Es iſt bekannt geworden, 
daß Herr Lopez in direkter Korreſpondenz mit der 
Königin Chriſtine ſteht, und daß Eſpartero die mi⸗ 
niſterielle Kombination, an deren Spitze jener fland, 
nur deshalb zurückwies, weil er ſie als eine offene 
Verſchwörung gegen feine Regentſchaft betrachtete. 
Der Kriegsminiſter im Lopezſchen Kabinet, General 
Serrano, der ſich jetzt in Barcelona befindet, hatte 
vor ſeiner Abreiſe aus Frankreich vielfache Konfe⸗ 
renzen mit dem Haupt- Agenten der Königin Chri⸗ 
ſtine und insbeſondere mit dem General Rarvarz ge⸗ 
habt. Es wurde, wie man verſichert, ein vollſtän⸗ 


diger Plan über die Leitung, die der Inſurtektion 
gegeben werden ſolle, entworfen; man kam überein, 
daß der Name Chriſtinens erſt in dem Augenblicke, 

wann die Sache der Inſurgenten des Sieges voll⸗ 
kommen gewiß ſey, ausgeſprochen werden ſolle; dann 
aber ſolle ſich die Königin Mutter ſelbſt nach Spa⸗ 
nien zurückbegeben und einen Umzug durch ſämmt⸗ 
liche Provinzen halten, die ſich gegen den Regenten 
pronunzirt haben. Es heißt mehrere Spaniſche Ro⸗ 
tabilitäten hätten die Pläne Chriſtinens zu begün⸗ 
ſtigen und zu unterſtützen nur unter der Bedingung 
eingewilligt, daß die Königin Chriſtine nach ihrer 
Rückkehr nach Spanien ſich mit einem von den Cor⸗ 

tes ernannten Regentſchafts⸗Rathe umgebe⸗ 

Börſe. In Folge eines Gerüchts, welches heult 
an der Börſe umlief, Eſpartero habe ſich mit ſeinen 
vertrauteſten Offizieren zu Alicante eingeſchifft, iſt 
die Rente⸗Notirung um 35 bis 40 Cent. geſtiegen. 
Gewiß iſt, daß die Regierung geſtern Nachmittag 
um 4 Uhr telegraphiſche Depeſchen erhalten hat, die 
nicht bekannt gemacht wurden. Es geht auch das 
Gerücht, das Fort Montjuich habe ſich am 2. Juli 
ergeben und die Junta habe beſchloſſen, es ſolle de⸗ 
molirt werden. 

Spanien. 

Paris den 4. Juli. Telegraphiſche Depeſchen 
aus Spanien. Bayonne, 4. Juli. Die Stadt 
Santander hat ſich am 28. Juni pronunzirt; Ge⸗ 
neral Caſtaneda hat ſich nach Santona zurückgezo⸗ 
gen; die Junta von Santander iſt von einem Theil 
der Truppen anerkannt worden. Die Stadt Lo⸗ 
grono und die Provinz Rioja haben ſich ebenfalls 
pronunzirt. In Gemäßheit der von der Spaniſchen 
Regierung ausgegangenen Befehle wird die Poſt 
nach Frankreich, um die inſurgirten Städte zu mei⸗ 
den, über Soria paſſiren. 

Madrid den 28. Juni. Es iſt hier das Ge⸗ 
rücht verbreitet, der Regent beabſichtige abzudan⸗ 
ken. Dies ſtimmt jedoch nicht mit den Angaben 
gewiſſer Journale überein, nach welchen es die Ab⸗ 
ſicht des Regenten wäre, die Königin Sfabella von 
Madrid zu entfernen und in ſein Lager kommen zu 
laſſen. Der Heraldo behauptet ſogar, es ſeien 
zu dieſem Behuf 5000 Duros unter die mit der 
Palaſtwache beauftragten Hellebardiere verkheilt wor⸗ 
den. Man bringt auch mit dieſem angeblichen Pro⸗ 
jekte die Ernennung Rodils zum Chef der Helle⸗ 
bardiere in Zufammenhang. 1 Müchte durch⸗ 
kreuzen ſich. 2 

Barcelona den 29. <a Abends. Die 
Junta hat den Brigadier Castro zum General⸗ 
Major der National⸗Armee und den Oberſt Prim 
zum Brigadier ernannt. Prim iſt mit dem unter 
feinem Kommando ſtehenden Corps zu Grenaria ein⸗ 


getroffen und hat alle wien ‚Pofltionen befegt; 
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Zurbano hat ſich nach Torrega geworfen. Einige 
Briefe behaupten, er habe, als er zu Seoane ſtieß, 
nur noch etwa 12 bis 1500 Mann bei ſich gehabt, 
die übrigen Truppen hätten ihn auf ſeinem Rück⸗ 
zuge ſämmtlich verlaſſen, um ſich den Inſurgenten 
anzuſchließen. Dieſe Angabe ſcheint aber jedenfalls 
ſehr übertrieben zu ſein. 

Die oberſte Junta hat geſtern folgendes Dekret 
erlaſſen: „Artikel 1. Das Miniſterium Lopez iſt 
wieder eingeſetzt. Bis die Mitglieder des Kabinets 
zuſammenkommen, iſt General Serrano mit 
ſämmtlichen Miniſterien beauftragt. Ar⸗ 
tikel 2. Dieſes Miniſterium wird als proviſoriſche 
Regierung betrachtet, bis alle Provinzial- Junten 
der Monarchie, eine jede durch zwei Abgeſandte 
vertreten, zu einer Central-Junta vereinigt find 
und ihre Zuſtimmung ausgeſprochen haben.“ 

Die Junta hat in Uebereinſtimmung mit dem 
General Serrano die Abſetzung Eſpartero's 
von der Regentſchaft ausgeſprochen und 
ſämmtliche Spanier ihres Eides gegen 
denſelben entbunden. Gonzales Bravo iſt 
von der Junta an Bord des „Mercurio“ abgeſandt 
worden, um die übrigen Mitglieder des Miniſte⸗ 
riums Lopez (von Valencia?) abzuholen. Der Sitz 
der proviſoriſchen Central⸗Regierung ſoll nach Bar⸗ 
celona verlegt werden, da Valencia in dieſem Au⸗ 
genblicke weniger geſichert iſt. 

Der Brigadier Ignaz Chacon iſt zu einem der 
Anführer der Operations⸗Armee ernannt worden; 
er geht noch dieſen Abend auf ſeinen Poſten ab. 
Der General-Major Caſtro hat die Cataloniſche 
Armee in drei Brigaden getheilt. Die erſte wird 
von Prim, die zweite von Don Francisco de Ma⸗ 
tas y Alos, die dritte von dem Oberſten Don Ra⸗ 
mon Angles befehligt. Die Kavallerie ſoll je nach 
den Umſtänden vertheilt werden. 

Die Gerüchte vom Tode Efpartero's und der Be⸗ 
ſchießung Valencia's haben ſich nicht beſtätigt. 

Von der Spaniſchen Gränze den Aften 
Juli. Ein Schreiben aus Fos, im Arauthale, 
vom 30. Juni, theilt als Gerücht mit, Zurbano 
ſei von dem Oberſten Prim vollſtändig geſchlagen 
worden, 2000 Mann ſeien zu dieſem Letzteren 
übergegangen. Irun und ſämmtliche Ortſchaften 
in der Umgegend haben ſich inſurgirt. Auch dort 
erging alsbald ein Aufruf zur Erhebung in Maſſe. 

Paris den 4. Juli. Die Junta von Barce⸗ 
lona hat das Miniſterium Lopez in der Perſon des 
Generals Serrano für wiederhergeftellt erklärt, und 
der Allminiſter der Juſurrektion hat ſeine Amtsübung 
damit begonnen, daß er die Abſetzung Eſpartero's 
von der Regentſchaft ausgeſprochen. Auf die vie⸗ 
len Städte, welche, obgleich fie demPronunciamiento 
beigetreten find, die Beibehaltung der Regentſchaft 


des Herzogs de la Vitoria ausdrückcklich verlangt 


haben, wird bei der diktatoriſchen Maßregel des 
Generals Serrano natürlich keine Rückſicht genom⸗ 
men, und eben fo wenig auf den Geſammtwillen 
der Nation oder auf den Willen der Cortes, wel⸗ 
che doch wohl der Meinung ſeyn könnten, daß die 
Regentſchaft Eſpartero's trotz dieſes und jenes Miß⸗ 
griffs, den man ihm vorwirft, beizubehalten ſey. 
Der Gen. Serrano muß übrigens die Gewalt, die er in 
ſeinen Dekreten ausübt, mit der Junta von Barce⸗ 
lona theilen. Obgleich dieſe nur von einer der vier 
Provinzen Cataloniens als revolutionaire Ober-Be- 
hörde anerkannt wird, ſo handelt ſie doch unbedenk⸗ 
lich im Namen des ganzen Spaniens, verfügt ſie 
Maßregeln, welche nur der höchſten Staatsgewalt 
zukommen, und deren Uſurpation nicht einmal den 
Vorwand der revolutionairen Nothwendigkeit hat. 
So befördert die Junta den Brigadier Vincente de 
Caſtro zum Marſchall del Campo, und den Ober⸗ 
ſten Prim zum Brigadier, in Anerkennung der aus⸗ 
gezeichneten Verdienſte, welche ſich dieſe Männer bei 
Leitung des Aufſtandes um das Vaterland erworben, 
und um nicht den Vorwurf der Undankbarkeit gegen 
ſo verdienſtvolle Patrioten zu verdienen. Ein an⸗ 
deres Dekret der Junta verordnet die Schleifung 
der ſämmtlichen Feſtungswerke von Barcelona mit 
Ausnahme der Wälle nach der Seeſeite, eine Maß⸗ 
regel, welche eine Breſche in das ganze Vertheidi⸗ 
gungs-Syſtem Spaniens zu machen droht. 

Die Junta von Valencia hat nicht hinter der von 
Barcelona zurückbleiben wollen. Auch ſie übt die 
Souverainetät der Spaniſchen Nation auf eigene 
Hand, theils durch militairiſche Beförderungen, theils 
durch die Verkündigung einer Amneſtie für alle die⸗ 


jenigen, welche wegen der Betheiligung bei der Sep⸗ 


tember-Revolution von 1840 verfolgt oder der 
Verfolgung ausgeſetzt find. In dieſer Maßregel 
offenbart ſich ohne Zweifel der Einfluß des in Va⸗ 
lencia angekommenen Generals Rarvaez und der 
ihn begleitenden chriſtiniſchen Generale. Es iſt 
übrigens nichts gewiſſer, als daß die chriſtiniſchen 
Flüchtlinge, ohne jene zweideutige Amneſtie abzus 
warten, bereits in großer Zahl über die Spaniſche 
Gränze gegangen find. Außer den vielen Zeugniſſen. 
welche die Franzöſiſchen Gränzblätter in dieſem Sin⸗ 
ne ablegen, ſinden wir deren auch eine Menge in 
den Spaniſchen Zeitungen. „An Geld fehlt es, 
Gott ſey Dank, nicht“, ſagt ein Madrider Blatt; 
„von Madrid ſowohl als von Paris geht Geld in 
Menge nach Bayonne, und was die Päſſe anbe⸗ 
trifft, fo braucht man fie nur unter irgend einem 
Namen zu fordern, denn die Beamten der Frans 
zöſiſchen Regierung find in dieſem Augenblicke ſehr 
gefällig, außer gegen die Agenten der Regierung 
der Königin.“ Der Aufſtand in la Corunna, deſ⸗ 
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fen Beifpiel bekanntlich den größten Theil von Ga⸗ 
licien mit ſich fortgeriſſen hat, den Madrider mini⸗ 
ſteriellen Blättern zufolge, vorzüglich durch den 
Franzöſiſchen Konſul in dieſer Stadt bewirkt ſeyn, 
und man fügt hinzu, daß überdieß die Junta von 
la Corunna auf einem Franzöſiſchen Dampfſchiffe 
eine Geldſendung von 3000 Unzen erhalten habe. 

Die Geldquellen der Inſurrection müſſen indeffen 
doch wohl nicht im Verhältniſſe zu den Bedürfniſſen 
derſelben fließen, denn wir leſen, daß die Junta 
von Valencia eine Zwangs- Anleihe von 150,000 
Piaſtern ausgeſchrieben und ſich dadurch wie nicht 
anders möglich, viele Schwierigkeiten und viele 
Gegner zugezogen. 

Auf dringende Vorſtellungen von Barcelona hat 
ſich die Junta von Malaga endlich entſchloſſen, dem 
Schmuggelhandel ein Ende zu machen, der ſeit der 
Pronuncirung ganz arg getrieben wurde. Man 
legte ſich in Malaga in dieſem Punkte ſo wenig 
Zwang auf, daß man die Zoll- Karabiniere, als 
Expeditions - Corps ganz aus der Stadt geſchickt 
hatte, und daß Engliſche und Italieniſche Schiffe 
ungeſtört in den Hafen einlaufen und ihre Ladungen 
am hellen Tage ausſchiffen durften. Es bedurfte in⸗ 
deſſen dieſer neuen Erfahrung gar nicht, um ſich zu 
überzeugen, daß das Pronunciamiento von Malaga, 
dem bekanntlich alle übrigen gefolgt find, den Haupt⸗ 
zweck hatte, die Gelegenheit zur Einführung einer 
möglichſt großen Maſſe von verbotenen Waaren zu 
liefern. 


Großbritannien und Irland. 


London den 3. Juli. Dem König von Han⸗ 
nover iſt Freitag in Kew ein Unfall begegnet. Als 
er ſein Pferd beſteigen wollte, ſtolperte er über eine 
ſteinerne Stufe und ſtürzte zu Boden. Der Fall 
hatte ihn ſo erſchüttert, daß er am Sonnabend nicht 
ausgehen konnte. 

Hume's Vorſchlag, daß das Parlament dem Kö⸗ 
nig von Hannover das Jahrgeld, welches es dem⸗ 
ſelben als Herzog von Cumberland bewilligt, ent⸗ 
ziehen wolle, iſt zwar durch eine große Mehrheit 
verworfen worden, doch aber über 90 Mitglieder 
haben dafür geſtimmt. Selbſt mehrere von denen, 
welche gegen den Vorſchlag waren, meinten, es 
wäre wünſchenswerth, daß Se. Majeſtät von felbft 
dieſer Appanage entfage; und die Miniſter und An- 
dere, welche ſich demſelben widerſetzten, thaten es 
vorzüglich aus dem Grunde, daß, da das Parla- 
ment einſt dieſes Gehalt ohne Bedingung ausgewor⸗ 
fen, es ſolches nicht ohne Treubruch zurücknehmen 
könne. 

Mit der Irländiſchen Waffenbill machen die Mi⸗ 
niſter nur langſame Fortſchritte, und zwar nur in⸗ 
dem ſie der Oppoſttion große Nachſicht erweiſen. 


Heute Abend bringt O'Brien die gange Irländi⸗ 
ſche Frage vor's Unterhaus und man iſt etwas ge⸗ 
ſpannt, ob die Miniſter nicht etwa die Gelegenheit 
benutzen werden, um dem Lande irgend etwas tröſt⸗ 
liches zu verſprechen. Dies iſt um fo wünſchens⸗ 
werther, da die dortigen proteſtantiſchen Organe im⸗ 
mer noch fortfahren, fie in Bezug auf Irland der 
Gleichgültigkeit zu zeihen, und fortwährend ſagen, 
Peel habe nichts weiter für daſſelbe gethan, als 
daß er es durch einen Tarif ärmer gemacht, und 
durch die Zulaſſung des Kanada'ſchen Mehls, die 
Irländiſchen Müller zu Grunde richten werde. 

Die Grippe regiert hier in allen Kreiſen. Die 
jetzt ſich hier befindende Königin der Belgier und 
Prinz Albert ſind davon ergriffen worden. 


Portugal, 
Um der großen Finanzunoth in Portugal auf⸗ 
zuhelfen, haben die Königin und ihr Gemahl wie 
alle übrigen Mitglieder der Königsfamilie auf einen 
Theil ihrer Einkünfte Verzicht geleiftet. — Bei den 
Cortesſitzungen geht es ſehr ſtürmiſch zu, ein Ab⸗ 
geordneter hat den Miniſter Cabral herausgefordert. 
Dieſer aber nahm das Duell nicht an, weil er als 
Miniſter das Geſetz nicht zuerſt übertreten dürfe. 
Der Abgeordnete erklärte, daß er ſich das Vergnü⸗ 
gen, ſich mit Sr. Excellenz auf Leben und Tod zu 


ſchlagen, vorbehalte, bis er nicht mehr Minifler ſei. 
— Mehre Provinzen werden fo von Räuberbanden 


beunruhigt, daß man weder auf der Straße, noch 
in feinem Haufe des Lebens mehr ſicher iſt. Beſon⸗ 
ders arg ſoll es in Algarbien und in Oporto ſeyn. 


Sch weden. 

Stockholm den 30. Juni. Es ſcheint jetzt 
gewiß, daß die Kronprinzeſſin und die Prinzeſſin 
Eugenie am 20. Juli über Lübeck nach München 
gehen werden, wo die Leuchtenbergiſche Familie zu⸗ 
ſammentreffen wird, die beiden älteſten Erbprinzen, 
deren Beförderung in der Armee die hieſige Staats⸗ 


Zeitung offiziell meldet, werden eine Reife nach 


Schonen unternehmen. Dieſe herrliche Provinz, 


wo der am meiſten begüterte Theil des Schwediſchen 


Adels wohnhaft iſt, wird gewiß Alles aufbieten, 
um den Aufenthalt des jungen Prinzen ſo angenehm 
wie möglich zu machen. h 


Vermiſchte Nachrichten. 

Die Breslauer Zeitung enthält folgenden Auf⸗ 
ſchluß über Rheumatismus Amulette: Wie 
weit es die Induſtrie in unſerer Zeit gebracht hat, 
davon geben obige Amulette, welche in der Zeitung 
bereits zur Sprache gebracht worden ſind, ein tref⸗ 
fendes Beiſpiel. Solch ein Amulett wird für den 
allerdings billigen Preis von 10 Sgr. verkauft. 
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Wie größ äber die Billigkeit eigentlich iſt, mag aus 
folgender Beſchreibung ſeines geheimnißvollen In⸗ 
halts hervorgehen. Als den Magnet, welcher darin 
ſteckt, fand ich nach höchſt ſorgfältiger Unterſuchung 
ein zuſammen geklebtes Franzöſiſches 
Kartenblatt, nämlich Pique Dame; hieraus 
erklärt ſich nun zur Genüge die anziehende Kraft 
der Amulette, da der Erfahrung nach die Spielkar⸗ 
ten wirklich ſo anziehend ſind, daß ſie den Menſchen 
ganze Nächte am Tiſche feſthalten. Der Umſchlag 
beſteht aus einem Stückchen ſchwarzer Wachsleine⸗ 
wand, worauf Steinkohlentheer geſtrichen und Ei⸗ 
fenfeilfpäne geſtreut ſind; der Geruch iſt alſo auch 
nicht übel. Ob in allen Amuletten blos Damen 
ſtecken, oder ob jede Karte dazu taugt, muß man 
erſt durch das Oeffnen mehrerer Amulette erfahren. 
Was alſo hiernach von einer ſolchen Amulette für 
Hülfe zu erwarten iſt, wird wohl ein Jeder einſehen. 
Ein Bruder des berühmten Aſtronomen und Phy⸗ 
ſtkers Arago hat eine Reiſe um die Welt gemacht, 
und dabei immer und vorzugsweiſe das Sprichwort 
vor Augen gehabt: „Sage mir, was Du ißt, und 
ich will Dir ſagen, wer Du biſt.“ Er glaubte, 
die Hottentotten, die Patagonier, Papus und an⸗ 
dere Völkerſtämme Oceaniens, Afrikas und Ameri⸗ 
kas nicht beſſer kennen zu lernen, als wenn er mit 
ihnen eſſe. Das hat er denn, wie er in ſeinem 
Reiſebericht erzählt, redlich gethan, und Flußpferd 
und Wallfiſch, Schlangen und Ameiſen, Löwen⸗ 
und Hyänenbraten ꝛc. gegeſſen. Dieſe Charakteri⸗ 
ſtiken nach dem Eſſen machen einen ganz eigenthüm⸗ 
lichen Eindruck, und um zu zeigen, welche ſeltſame 
Dinge dabei zum Vorſchein kommen, erwähnen wir 
Nachſtehendes, das wir allerdings nicht verbürgen 
mögen: Wenn ein Anzikaner ſeinem König oder 
Prinzen einen ganz beſondern Beweis von ſeiner 
Hingebung geben will, ſo macht er ſich fett, läßt 
ſich tödten, kochen und zurichten und dem Könige zu⸗ 
ſenden. Dieſer ſagt dann zu dem Sohne oder einem 
anderen Verwandten des Mannes, welchen er ver⸗ 
zehrte: „Ich habe geſtern Deinen Vater gegeſſen; 
er war ſehr zart und ſchmackhaft““ Die Familie des 
Gegeſſenen iſt auf eine ſolche ſchmeichelhafte Erklärung 
ihres Fürſten ſo ſtolz, wie bei uns die Familie eines 
Mannes, der von ſeinem Könige einen hohen Orden 
erhielt, oder gar in den Adelſtand erhoben wurde. 
. (Leipz. A. Mztg. ) 


Stadttheater zu Poſen. 
Donnerſtag den 13. Juli: Letzte Gaſtdarſtellung 
des Herrn und Madame Beckmann, vom König⸗ 
fädtiſchen Theater zu Berlin: Der Vater der 
Debütantinz Poſſe in 4 Aufzügen von V. A. 
Herrmann. — Hierauf: Die Wie ner in Ber⸗ 
lin; Liederpoſſe in 1 Akt von C. von Holtei. — 
Windmüller: Hr. Beckmann. — Louiſe v. Schlin⸗ 
gen; Mad Beckmann.) 
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Bei J. P. Diehl in Darmſtadt erſcheint und 
iſt durch J. J. Heine in Poſen zu beziehen: 
Theoretifch = prattifhe Anleitung zum 
Orgelſpielen, von C. H. Rinot, 

De vermehrte und verbeſſerte Auflage. 3 Rtlr. 
Parthiepreis bei Abnahme von 10 Exempla⸗ 

ren 2 Rthlr. Erſcheint in 6 Heften a 4 Rihlr. 
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Bekanntmachung. 

Der Pächter Franz von Zielonacki, und 
deſſen Ehegattin Joſepha, geborne von Bro⸗ 
niſz, haben mittelſt Vertrags vom Iten Mai die⸗ 
ſes Jahres die Gemeinſchaft der Güter und des Er⸗ 
werbes ausgeſchloſſen, was hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird. 

Poſen, den 2. Juni 1843. 

Koͤnigliches Ober⸗Landesgericht. 
II. Abtheilung. 
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Bekanntmachung. 
Montag, den 17ten Juli c. Vormittags 
11 Uhr wird im Magazin No. 1. eine Quantität 
Roggen⸗Kleie, Fußmehl und Roggen⸗Kaff, gegen 
2 baare Bezahlung an den Meiſtbietenden ver⸗ 
kauft. 5 e 
Poſen, den 11. Juli 1843. 
Königliches Proviant⸗ Amt. 


Wohnungs⸗Veränderung. 

Einem hohen Adel und geehrten Publikum be⸗ 
ehre ich mich ergebenſt anzuzeigen, daß ich meine 
nach der neueſten Methode jetzt eingerichtete Bett⸗ 
federn⸗Reinigungs⸗Maſchine, deren Zweckmäßigkeit 
empfehlenswerth iſt, weil alle verdorbene Bettfedern, 
welche durch Feuchtigkeit oder andere Unfälle gelit⸗ 
ten haben, durchaus neu wieder hergeſtellt werden, 
von der Schützenſtraße Nro. 14. nach der Juden⸗ 
ſtraße No. 32. verlegt habe. — Indem ich mich 
der bisherigen ſchätzbaren Aufträge erfreute, zweifle 
ich nicht, mit zahlreichen Beſtellungen ferner beehrt 
zu werden. 

Poſen, den 14. Juli 1843. 

Der Bettfedern⸗Reinigungs-Maſchinen⸗Beſttzer 
i J. Be ſtigſerr⸗ 


— . . p . EEE EICETNUT TEE men 
In No. 97. am alten Markt iſt eine Wohnung 

von zwei Stuben, Küche, Keller ꝛc. in der 2ten 

Etage, vom Ifen Oktober d. J. an zu vermiethen. 
Poſen, den 10. Juli 1843. Rehfeld. 


Der Kaufmann S. Kaplan vermiethet aus freier 
Hand ein Wohnhaus, beſtehend aus 2 Stuben 
nebſt Alkoven und Garten, St. Adalbert No. 5. 

St. Martinſtraße Nro. 2, zwei Treppen hoch, 
ſteht ein noch ſehr gutes Wiener Flügel-Fortepiano 
zu ſehr billigem Preiſe zum Verkauf. * 


Aecht Engl. Steinkohlen⸗Theer 
erhielt wiederum Guſtav Bielefeld. 
. Donnerſtag den 13ten Juli: 

Großes Garten ⸗Konze 
1 im Schilling 
Anfang Abends 5 Uhr. 
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